
des Völkergewohnheitsrechts bezeichnet wor­

den. Weiter führt der IGH aus, daß es nunmehr 
in der Staatenpraxis weitgehend unbestritten 
sei, daß die Grundsätze des Rechts des bewaff­

neten Konflikts auch auf den Atomwaffenein­

satz Anwendung finden. Allerdings zögen die 
Staaten daraus unterschiedliche Schlüsse. 
Der Gerichtshof fährt fort, daß in Anbetracht 
der einzigartigen Eigenarten nuklearer Waffen 
deren Einsatz in der Tat kaum als mit dem Recht 
des bewaffneten Konflikts vereinbar angesehen 
werden könne. Allerdings könne er nicht mit Si­

cherheit entscheiden, daß der Einsatz von ato­

maren Waffen in jedem Fall gegen die Prinzipi­

en und Regeln des humanitären Völkerrechts 
verstoße. Folglich kommt er zu dem Ergebnis, 
daß er in Anbetracht des gegenwärtigen Standes 
des Völkerrechts und auf der Grundlage der ihm 
unterbreiteten Fakten keine definitive Aussage 
über die Rechtmäßigkeit oder Rechtswidrigkeit 
des Einsatzes von Atomwaffen durch einen 
Staat in einer extremen Situation der Selbstver­

teidigung machen könne, in der die Existenz des 
Staates auf dem Spiel stehe. 

I I I . Im Tenor des Urteils stellt der Gerichtshof 
fest, 
A. daß es weder im Völkergewohnheitsrecht 
noch im Völkervertragsrecht eine ausdrückli­

che Ermächtigung zur Drohung mit oder zum 
Einsatz von Atomwaffen gibt (einstimmig); 
B. daß es weder im Gewohnheits­ noch im Ver­

tragsrecht ein umfassendes und universelles 
Verbot der Drohung mit oder des Einsatzes von 
Atomwaffen gibt (mit elf zu drei Stimmen); 
C. daß die Drohung mit und der Einsatz von 
nuklearer Gewalt, die gegen Art. 2 Ziff. 4 der 
Charta der Vereinten Nationen verstoßen und 
nicht alle Voraussetzungen von Art. 51 erfüllen, 
rechtswidrig seien (einstimmig); 
D. daß die Drohung mit oder der Einsatz von 
Nuklearwaffen außerdem mit den Regeln des 
Rechts des bewaffneten Konflikts vereinbar 
sein sollte, insbesondere mit den Grundsätzen 
des humanitären Völkerrechts, und ferner mit 
den besonderen Verpflichtungen, die sich aus 
Verträgen und anderen Rechtsakten ergeben, 
die sich ausdrücklich auf Nuklearwaffen bezie­

hen (einstimmig); 
E. daß auf Grund der genannten Erfordernisse 
die Drohung mit und der Einsatz von Nuklear­

waffen generell gegen das Recht des bewaffne­

ten Konflikts, insbesondere die Grundsätze des 
humanitären Völkerrechts, verstießen. Aller­

dings könne der Gerichtshof in Anbetracht des 
gegenwärtigen Standes des Völkerrechts und 
der ihm unterbreiteten Fakten nicht endgültig 
feststellen, ob die Drohung mit oder der Einsatz 
von Atomwaffen in einer extremen Selbstver­

teidigungssituation, in der die Existenz des 
Staates auf dem Spiel stehe, rechtmäßig oder 
rechtswidrig sei (bei Stimmengleichheit ­ mit 
sieben zu sieben Stimmen, wobei die Stimme 
des Präsidenten den Ausschlag gab ­ festge­

stellt); 
F. daß es eine Pflicht gebe, ernsthaft über die 
atomare Abrüstung zu verhandeln und diese 
Verhandlungen zu einem Abschluß zu bringen 
(einstimmig). 

IV. Unter Berücksichtigung der abweichenden 
Meinungen der Richter Shahabuddeen, Weera­

mantry und Koroma wird deutlich, daß der Ge­

richtshofin dereigentlich entscheidenden Frage 
(Buchstabe E des Urteilstenors), ob nämlich der 
Einsatz von Nuklearwaffen in der Regel gegen 
das Recht des bewaffneten Konflikts verstößt, 
mit zehn zu vier Stimmen entschieden hat. 
Denn diese drei Richter haben lediglich der Ein­

schränkung, die der Gerichtshof vornimmt, 
nicht zugestimmt. Zudem ist die Einschränkung 
hypothetisch formuliert, die generelle Rechts­

widrigkeit der Drohung mit und des Einsatzes 
von Nuklearwaffen dagegen ausdrücklich. Die 
bloße Bezugnahme auf das Abstimmungsver­

halten gibt daher die Aussagekraft des Gutach­

tens in diesem Punkt nur unzureichend wieder. 
Lediglich drei Richter (Schwebel, Guillaume 
und Higgins) lassen ihre Bereitschaft erkennen, 
Atomwaffeneinsätze auch über die von der 
Mehrheit formulierten begrenzten Ausnahmen 
hinaus zuzulassen. 
Von den Sondervoten abgebenden Richtern 
wird vor allem in prozeduraler Hinsicht Kritik 
geübt. Richter Oda hält schon den Gutachtenan­

trag für unzulässig. Richterin Higgins kritisiert, 
daß der Gerichtshof in Buchstabe E des Tenors 
eine ihm vorgelegte Rechtsfrage nicht entschie­

den habe, das Gutachten also ein >non liquet< 
(eine entscheidungserhebliche, aber nicht ent­

schiedene Frage) enthalte. Richter Guillaume 
schließlich hält die im Gutachten zum Ausdruck 
kommende Verschränkung des >ius ad bellum< 
(des durch Art. 2 Ziff. 4 und Art. 51 der Charta 
deutlich beschränkten Rechts zum Einsatz mi­

litärischer Gewalt) und des >ius in bello< (des 
Rechts des bewaffneten Konflikts) für bedenk­

lich. 
Man kann wohl nicht davon ausgehen, daß der 
Gerichtshof die Staaten damit in Selbstverteidi­

gungssituationen von der Beachtung des Rechts 
des bewaffneten Konflikts freistellen wollte. 
Bedeutung entfaltet die Aussage des Gerichts­

hofs vielmehr für die Auslegung des Grundsat­

zes der Verhältnismäßigkeit, der ein Berüh­

rungspunkt zwischen dem >ius ad bellum< und 
dem >ius in bello< sein kann. 

Thilo Marauhn П 

Internationaler Gerichtshof: Bosnien­Herze­

gowina gegen Jugoslawien (Serbien und 
Montenegro) ­ Anwendung der Genozid­

Konvention ­ Urteil über die vorgängigen 
Einreden Belgrads ­ Fragen der Staaten­

nachfolge in Verträge und der Verantwort­

lichkeit von Staaten für Völkermord (27) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4/1993 
S.148f.fort.) 

Die Friedensvereinbarung von Dayton hat Ende 
vergangenen Jahres wichtige Voraussetzungen 
für eine Rückkehr zu geordneten Verhältnissen 
im Gebiet des ehemaligen Jugoslawien geschaf­

fen; ob sie auch eine hinreichende Grundlage 
für Ausgleich und Wiederaufbau ist, muß sich 
noch zeigen. Auf jeden Fall wird die Beseiti­

gung der Folgen des Konflikts noch lange Zeit 
in Anspruch nehmen; dies gilt auch für die juri­

stische Aufarbeitung. So hat das vom Sicher­

4 Л 

Seit Jahresbeginn 1994 ist Karl Borchard Ständi­

ger Vertreter Deutschlands bei dem Büro der Ver­

einten Nationen und bei den anderen internationa­

len Organisationen in Wien. Borchard, der am 8. 
Dezember 1937 in Duderstadt geboren wurde, stu­

dierte Volkswirtschaftslehre in Freiburg, Kiel 
und Göttingen. In Göltingen wurde er 1966 zum 
Dr. rer.pol. promoviert; im gleichen Jahr trat er in 
den Auswärtigen Dienst ein. Bei der UN­Vertre­

tung in New York war er von 1981 bis 1985 und 
von 1988 bis 1993 (zuletzt als Gesandter) tätig. 

heitsrat errichtete Tnternationale Gericht zur 
Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 
1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugosla­

wien begangenen schweren Verstöße gegen das 
humanitäre Völkerrecht mittlerweile seine Er­

mittlungstätigkeit aufgenommen; beim Haupt­

rechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen, 
dem Internationalen Gerichtshof (IGH), ist wei­

terhin der Fall betreffend die Anwendung der 
Konvention über die Verhütung und Bestrafung 
des Völkermordes (Bosnien­Herzegowina ge­

gen Jugoslawien (Serbien und Montenegro)) 
anhängig. 

I . Wegen Verletzung der Genozid­Konvention 
vom 9. Dezember 1948 sowie einer Reihe ande­

rer hiermit verbundener Völkerrechtsverletzun­

gen hatte die Republik Bosnien­Herzegowina 
am 20. März 1993 Klage gegen die Bundesre­

publik Jugoslawien (Serbien und Montenegro) 
beim IGH erhoben. Als Zuständigkeitsgrundla­

ge hatte Bosnien­Herzegowina den Artikel IX 
der Genozid­Konvention herangezogen. Gleich­

zeitig mit der Klage hatte Bosnien­Herzegowi­

na einen Antrag auf Erlaß vorsorglicher Maß­

nahmen gestellt, dem der Gerichtshof mit Ent­

scheidung vom 8. April 1993 stattgab. 
Am 27. Juli des gleichen Jahres stellte Bosnien­

Herzegowina erneut einen Antrag auf Erlaß ei­

ner einstweiligen Anordnung, da Jugoslawien 
(Serbien und Montenegro) der Entscheidung 
vom 8. April keine Folge geleistet hatte. Zusätz­

lich änderte es seine ursprüngliche Klage in ei­

nigen Punkten und fügte weitere Zuständig­

keitsgrundlagen hinzu. Am 10. August stellte 
Jugoslawien (Serbien und Montenegro) eben­

falls einen Antrag auf Erlaß vorsorglicher Maß­
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nahmen. Am 13. September 1993 bestätigte der 
Gerichtshof die bereits am 8. April erlassenen 
Maßnahmen. 
Am 26. Juni 1995 reichte die Belgrader Regie­
rung prozeßhindernde Einreden betreffend die 
Zulässigkeit und Zuständigkeit ein, über die der 
IGH nunmehr am 11. Juli 1996 entschieden hat. 
Das Urteil zu den Einzelpunkten erging jeweils 
mit eindeutigen Mehrheiten (mit 14 Stimmen 
gegen eine respektive mit 13 gegen zwei); die 
fünfte Einrede Belgrads, die sich auf die sachli­
che Zuständigkeit bezog, wurde mit elf gegen 
vier Stimmen zurückgewiesen. 
Das Verfahren in der Hauptsache blieb nach der 
Verfahrensordnung des Gerichtshofs zwi­
schenzeitlich ausgesetzt. 

I I . Gegen die Klage Bosnien-Herzegowinas hat­
te die Regierung Restjugoslawiens insgesamt 
sieben vorgängige Einreden vorgebracht, die 
der Gerichtshof mit seinem Urteil im Ergebnis 
alle abweist. Ihre vierte Einrede (bezüglich der 
Eigenschaft Bosnien-Herzegowinas als Ver­
tragsstaat der Genozid-Konvention), hatte sie 
während der mündlichen Verhandlung zurück­
gezogen; sie hatte darin vorgebracht, daß Bos­
nien-Herzegowinas Unabhängigkeitserklärung 
rechtswidrig gewesen sei und daß es vier Staa­
ten, nicht einen, auf dem Gebiet der ehemaligen 
jugoslawischen Teilrepublik Bosnien-Herzego­
wina gebe, so daß die sogenannte Republik 
Bosnien-Herzegowina nicht Partei der Geno­
zid-Konvention sei. 
In seinem Urteil prüft der IGH zunächst die Ein­
reden, die sich auf die Frage der Zuständigkeit 
nach Art. IX der Genozid-Konvention bezie­
hen, nämlich die dritte, wonach aus verschiede­
nen Gründen die Genozid-Konvention zwi­
schen den beiden Streitparteien nicht verbind­
lich sei, und die fünfte, mit der Restjugoslawien 
bestreitet, daß der anhängige Streit unter Art. IX 
der Konvention fällt. 
Während die Parteistellung der Bundesrepublik 
Jugoslawien (Serbien und Montenegro) unstrei­
tig ist, war die Erklärung Bosnien-Herzego­
winas über die Nachfolge in die Genozid-Kon­
vention, die am 29. Dezember 1992 gegenüber 
dem Generalsekretär der Vereinten Nationen 
abgegeben worden war, von Belgrad als ungül­
tig qualifiziert worden, da die Unabhängigkeits­
erklärung unter Verletzung des Prinzips der 
Selbstbestimmung der Völker erfolgt sei. Der 
IGH führt dazu aus, daß Bosnien-Herzegowina 
am 22. Mai 1992 in die Vereinten Nationen auf­
genommen worden sei und daß, da Art. X I der 
Genozid-Konvention den Beitritt für »jedes 
Mitglied der Vereinten Nationen« eröffnet, 
Bosnien-Herzegowina somit nach dem 22. Mai 
1992 Partei der Genozid-Konvention werden 
konnte. Die Tatsache, daß Meinungsverschie­
denheiten über die rechtlichen Konsequenzen 
aus der Staatensukzession im vorliegenden Fall 
bestanden, habe er, so der IGH, jedoch nicht zu 
entscheiden, um die Frage der Zuständigkeit zu 
prüfen. Ob Bosnien-Herzegowina automatisch 
mit dem Tag der Unabhängigkeit Partei der 
Konvention wurde, wie dies nach Vorbringen 
Bosnien-Herzegowinas für humanitäre Kon­
ventionen die Regel sei, oder ob dies, rückwir­
kend oder nicht, erst mit der Erklärung der 
Nachfolge vom 29. Dezember 1992 geschehen 
sei, sei für die Frage der persönlichen Zustän­

digkeit (ratione personae) unerheblich, da es je­
denfalls bei Klageerhebung am 20. März 1993 
Partei der Konvention war. Diese Frage könne 
allenfalls bei der Prüfung der zeitlichen Zustän­
digkeit (ratione temporis) von Bedeutung sein; 
allerdings ist der Gerichtshof dann darauf nicht 
mehr zurückgekommen. 
Die gleiche Argumentation gilt für die sechste 
Einrede Belgrads, wonach Bosnien-Herzegowi­
na bei Klageerhebung nicht Partei der Konven­
tion gewesen sei, da Jugoslawien (Serbien und 
Montenegro) die Mitteilung über die Nachfolge 
in die Konvention als eine Beitrittserklärung zur 
Konvention wertete, die erst nach Ablauf von 
90 Tagen zur Mitgliedschaft führt. Da Bosnien-
Herzegowina jedenfalls inzwischen Partei der 
Konvention sei, sei die um wenige Tage ver­
frühte Klageerhebung, folge man der Auffas­
sung Belgrads, daß es sich um einen Beitritt 
handele, unerheblich, da Formfragen in der in­
ternationalen Gerichtsbarkeit nicht dieselbe Be­
deutung beigemessen werde könne wie im na­
tionalen Verfahren. 
Der Einwand Restjugoslawiens, daß selbst 
dann, wenn Bosnien-Herzegowina Partei der 
Konvention geworden sei, diese zwischen bei­
den Staaten nicht in Kraft war, weil die Staaten 
sich gegenseitig nicht anerkannt hatten und da­
her die konsensuelle Grundlage fehle, weist der 
IGH ebenfalls zurück, ohne die Frage zu prüfen, 
welche Bedeutung die Nichtanerkennung von 
Staaten auf die vertraglichen Beziehungen zwi­
schen Parteien einer multilateralen Konvention 
haben könnte, da zumindest seit Inkrafttreten 
des Dayton-Abkommens am 14. Dezember 
1995 gemäß dessen Art. X die gegenseitige An­
erkennung erfolgt sei. Selbst wenn unterstellt 
werde, daß die Genozid-Konvention zwischen 
den Streitparteien erst am 14. Dezember 1995 in 
Kraft getreten sei, seien nunmehr alle Voraus­
setzungen für die Zuständigkeit >ratione perso-
nae< unter der Konvention gegeben. Zwar müß­
ten grundsätzlich die Voraussetzungen der Zu­
ständigkeit des IGH zum Zeitpunkt der Klage­
erhebung erfüllt sein; da aber dieser Mangel 
heilbar und tatsächlich geheilt sei, müsse die 
Einrede abgewiesen werden. 
Die Frage der Staatennachfolge in humanitäre 
internationale Verträge wird in den Sondervo­
ten der Richter Shahabuddeen, Weeramantry 
und Parra-Aranguren aufgegriffen, die mit der 
Mehrheit gestimmt haben, da sie für die lücken­
lose Nachfolge in humanitäre Verträge, also 
den Kontinuitätsgrundsatz, wie er in Art. 34 der 
Wiener Konvention über die Staatennachfolge 
in Verträge niedergelegt ist, eintreten. Insbe­
sondere das Sondervotum von Richter Weera­
mantry ist ein engagiertes Plädoyer für die 
lückenlose Nachfolge in humanitäre Verträge, 
die aus Gründen des ihnen eigenen Charakters 
die automatische Sukzession erforderten - auch 
in Abweichung von sonst üblichen, zumindest 
aber noch nicht allgemein anerkannten Regeln 
der Sukzession in Verträge. 
Die fünfte Einrede Belgrads bezog sich auf die 
sachliche Zuständigkeit (ratione materiae). Sie 
betraf die Frage, ob der anhängige Streit unter 
Art. IX der Genozid-Konvention falle, der 
Streitigkeiten über die »Auslegung, Anwen­
dung oder Durchführung dieser Konvention 
einschließlich derjenigen, die sich auf die Ver-' 
antwortlichkeit eines Staates für Völkermord ... 

beziehen« dem IGH zur Entscheidung zuweist. 
Der IGH stellt hierzu fest, daß fraglos eine 
Streitigkeit zwischen den Parteien über die Er­
füllung von Vertragsverpflichtungen vorliegt, 
die sich schon darin ausdrücke, daß Jugoslawi­
en (Serbien und Montenegro) die gegen es erho­
benen Vorwürfe bestreitet. Restjugoslawien 
hatte aber auch die >Internationalität< des Strei­
tes bestritten, da erstens der Konflikt in einigen 
Teilen des Staatsgebiets des Klägers ein inter­
ner Konflikt sei, an dem es nicht beteiligt sei, 
und zweitens seines Erachtens die Haftung des 
Staates, auf die die Klagen abzielten, nicht in 
den Anwendungsbereich von Art. IX der Kon­
vention falle. 
Der IGH weist auch diese Einreden zurück, da ei­
nerseits die Qualität eines Konflikts nicht die 
Verpflichtungen aus der Konvention nach Art. I , 
II und III berühre; andererseits könne er zu die­
sem Zeitpunkt des Verfahrens die Frage der Be­
teiligung Jugoslawiens (Serbien und Montene­
gro) nicht klären, da sie zur Hauptsache gehöre. 
Im Zusammenhang mit dem territorialen Bezug 
der Anwendbarkeit der Konvention stellt der 
IGH fest, daß die Verpflichtungen aus der Kon­
vention Verpflichtungen seien, deren Beachtung 
allen Staaten geschuldet sei, und somit alle Staa­
ten ohne territoriale Beschränkung zur Verhin­
derung und Bestrafung des Völkermords ver­
pflichten. Bezüglich der Frage der Haftung des 
Staates, die Restjugoslawien nur beschränkt auf 
die Verhütung und Bestrafung von Völkermord 
sieht, nicht aber bezüglich konkreter Vergehen 
des Völkermords, bemerkt der IGH, daß Art. IX 
die Haftung des Staates für konkrete Taten nicht 
ausschließt, sie in Art. IV für Staatsorgane sogar 
ausdrücklich niederlegt, so daß auch diese Einre­
de nicht greift. Zu dieser Feststellung des Ge­
richts äußern sich insbesondere die Richter Oda, 
Shi und Vereshchetin sowie der insgesamt vom 
Urteilstenor abweichende, von Jugoslawien 
(Serbien und Montenegro) benannte Ad-hoc-
Richter Kreca kritisch, die die Bestrafung kon­
kreter Taten des Völkermords als individuelle 
Taten ansehen, für die nicht der Staat verant­
wortlich gemacht werden könne und für die der 
IGH nicht das richtige Forum sei. 
Die sechste und siebente Einrede Belgrads be­
trafen das Verbot der rückwirkenden Geltung 
der Konvention, daß nämlich nur für die Taten 
die zeitliche Zuständigkeit (ratione temporis) 
des IGH bestehe, die nach Inkrafttreten der 
Konvention für beide Staaten begangen wur­
den. Der IGH geht nur sehr kurz auf diese zen­
trale Frage ein und beschränkt sich auf die Fest­
stellung, daß die Konvention und insbesondere 
ihr Art. IX keine Klausel enthält, die die Zu­
ständigkeit >ratione temporis< derartig be­
schränkt; auch hätten die Parteien keinen derar­
tigen Vorbehalt der zeitlichen Beschränkung 
der Konvention angebracht. Daher sei die Zu­
ständigkeit gegeben für alle einschlägigen Ta­
ten, die seit dem Beginn des Konflikts erfolgten. 
Dies stehe auch im Einklang mit Ziel und 
Zweck der Konvention, wie der Gerichtshof sie 
in einem Gutachten von 1951 definiert hatte. 

I I I . Nach der Bejahung der Zuständigkeit auf 
der Grundlage der Genozid-Konvention prüft 
der IGH die übrigen von Bosnien-Herzegowina 
angeführten Zuständigkeitsgrundlagen. Zu­
nächst geht er auf den Brief des Präsidenten der 
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Schiedskommission der Internationalen Frie­

denskonferenz für Jugoslawien vom 8. Juni 
1992 ein. Hierin hatte sieh Belgrad dafür ausge­

sprochen, alle Streitigkeiten, die nicht im Ver­

handlungswege zwischen der Bundesrepublik 
Jugoslawien (Serbien und Montenegro) und den 
übrigen ehemaligen jugoslawischen Teilrepu­

bliken gelöst werden können, dem ЮН zu un­

terbreiten. Der IGH sieht hierin jedoch keine di­

rekte Unterwerfungserklärung, die seine Zu­

ständigkeit unmittelbar begründet. 
Auch der Vertrag von 1919 zwischen den Alb­

erten und dem damaligen Königreich der Ser­

oen, Kroaten und Slowenen über den Schutz der 
Minderheiten bietet nach Ansicht des IGH kei­

ne Grundlage für seine Zuständigkeit, ebenso­

wenig die von Bosnien­Herzegowina angeführ­

ten internationalen gewohnheitsrechtlichen und 
vertraglichen Kriegsregeln und das internatio­

nale humanitäre Völkerrecht. Auch lasse das 
Verhalten Restjugoslawiens nicht erkennen, 
daß es in irgendeiner Weise ausdrücklich seine 
Zustimmung zur Anerkennung der Zuständig­

keit des IGH über den Rahmen der Genozid­

Konvention hinaus gegeben habe. 

IV. Der letzte Punkt, zudem Jugoslawien (Serbi­

en und Montenegro) Einreden vorgebracht hatte, 
betraf die Zulässigkeit der Klage. Mit der ersten 
Einrede hatte es den internationalen Charakter 
der Streitigkeit bestritten, da es sich um einen 
Bürgerkrieg handele. Diese Einrede sei bereits 
mit der Antwort zur fünften Einrede beschieden, 
nämlich daß zwischen den Parteien eine Streitig­

keit nach Art. IX derGenozid­Konvention beste­

he, also eine internationale Streitigkeit. Der IGH 
kann nicht feststellen, daß allein die Tatsache, 
daß er zur Entscheidung des Streites Ereignisse 
berücksichtigen muß. die im Zusammenhang mit 
einem Bürgerkrieg stattgefunden haben, zur Un­

zulässigkeit der Klage führe. 
Die zweite Einrede hatte die Unzulässigkeit der 
Klage auf die Tatsache zurückgeführt, daß Prä­

sident Izetbegovic zur Zeit der Klageerhebung 
nicht berechtigt gewesen sei, für Bosnien­Her­

zegowina international zu handeln. Dem hält 
der IGH entgegen, daß nach Völkerrecht jedes 
Staatsoberhaupt berechtigt ist, im Rahmen der 
internationalen Beziehungen für seinen Staat zu 
handeln, und daß zur Zeit der Klageerhebung 
Izetbegovic als Staatsoberhaupt Bosnien­Her­

zegowinas anerkannt war, insbesondere durch 
die Vereinten Nationen, so daß auch die Zuläs­

sigkeit der Klage gegeben ist. 

V. Das Urteil des IGH ist ohne Frage ein wich­

tiger Beitrag zum Thema der Staatennachfolge 
in Verträge, auch wenn bedauerlicherweise ei­

nige Aspekte, wie zum Beispiel die der automa­

tischen Sukzession in humanitäre Verträge, 
nicht ausdrücklich beantwortet werden, weil 
dies zur Entscheidung des Falles in dieser Phase 
des Verfahrens nach Auffassung des IGH nicht 
erforderlich war. Aber gerade in diesem Punkt 
hätte eine deutlichere Äußerung des Gerichts­

hofs weitergeholfen, die er ja bei der Prüfung 
der persönlichen Zuständigkeit selbst in Aus­

sicht stellt. Seine sehr knappen Bemerkungen 
zu dem Problem der zeitlichen Zuständigkeit 
lassen darauf schließen, daß der IGH in Uber­

einstimmung mit Art. 34 der Wiener Konventi­

on über die Staatennachfolge in Verträge dem 

Kontinuitätsprinzip folgt für solche Verträge, 
die auf dem gesamten ehemaligen Staatsgebiet 
galten, deren Verbindlichkeit für das aus dem 
Staatsverband ausgeschiedene Gebiet dann mit 
der Notifikation der Sukzession zum Zeitpunkt 
der Sezession bestätigt wird. Damit wäre dann 
auch festgestellt, daß der IGH von der Sezessi­

on des Staates ausgeht, nicht von der Gründung 
eines neuen Staates, denn dafür sieht die Wiener 
Konvention andere Regeln vor, insbesondere 
das Prinzip des reinen Tischs, wonach ein neuer 
Staat selbst unbelastet über seine vertraglichen 
Bindungen entscheiden soll. Die Auffassung 
der Kontinuität der Verträge bei einer Sezession 
wird insbesondere auch für humanitäre Verträ­

ge, insbesondere solche des humanitären 
Kriegsrechts, vertreten, wobei sogar eine starke 
Tendenz zur Anerkennung einer solchen Regel 
als Völkergewohnheitsreeht festzustellen ist, da 
ja die Wiener Konvention noch nicht in Kraft ist 
(allerdings haben sowohl Jugoslawien (Serbien 
und Montenegro) als auch Bosnien­Herzegowi­

na sie bereits ratifiziert). Demnach unterstützt 
die Feststellung des IGH, daß die Genozid­

Konvention für beide Streitparteien für Taten 
selbst vor dem Zeitpunkt des offiziellen Inkraft­

tretens anwendbar ist, die Regeln der Wiener 
Konvention von 1978 und entspricht einer ver­

breiteten Meinung, daß es sich hier um beste­

hendes oder werdendes Völkergewohnheits­

recht handelt. Dennoch ist es bedauerlich, daß 
der Gerichtshof sich hierzu gar nicht geäußert 
hat, da noch nicht von einer allgemein aner­

kannten Regel des Völkerrechts hierzu gespro­

chen werden kann und eine Äußerung des IGH 
hierzu von klärender Bedeutung gewesen wäre. 
Ein zweiter Fragenkomplex, der in diesem Fall 
zum ersten Mal erheblich war, betrifft das Pro­

blem der Haftung unter der Genozid­Konventi­

on: Sind Staaten nur verantwortlich für die Ver­

hütung und Bestrafung des Völkermords, ist al­

so die Strafbarkeit bei Völkermord immer nur 
eine individuelle, oder kann auch der Staat als 
solcher für konkrete Taten des Völkermords zur 
Verantwortung gezogen werden? Der IGH hat 
sich mit Blick auf den Wortlaut von Art. IX der 
Konvention im Sinne einer nicht ausschließlich 
individuellen Haftung ausgesprochen, hat aber 
noch offen gelassen, wie die Verantwortlichkeit 
im einzelnen zu definieren ist. Diese Frage ist 
von erheblicher Bedeutung und wird in der 
Hauptsache wohl näher zu erörtern sein, auch 
wenn im vorliegenden Fall die Haftung des 
Staates zumindest wegen unterlassener Verhü­

tung beziehungsweise Bestrafung des Völker­

mords wohl ohnehin vorliegt und nur fraglich 
sein kann, inwieweit zusätzlich eine Haftung 
für einzelne Akte des Völkermords gegeben ist. 
Wenn man die Haftung des Staates allein auf 
Verhütung und Bestrafung des Genozids be­

grenzt, ist eine klare Kompetenzabgrenzung 
zum Internationalen Gericht für Jugoslawien 
gegeben; weitet man die Haftung auf einzelne 
Taten aus, so wäre eine Kollision möglich. Im­

merhin läßt sich im Einklang mit dem Wortlaut 
des Art. IX der Konvention davon ausgehen, 
daß auch konkrete Akte des Völkermords dem 
Staat zugerechnet werden können und seine 
Haftung begründen. 

Die Entscheidung des Falles in der Hauptsache 
wird noch einige Zeit auf sich warten lassen, da 
die Frist für die Klageerwiderung durch Jugo­

slawien (Serbien und Montenegro) erst für den 
23. Juli 1997 festgesetzt worden ist und Bosni­

en­Herzegowina daraufhin seinen Schriftsatz 
zur Stellungnahme dazu einreichen dürfte, dem 
dann schließlich eine weitere Stellungnahme 
Belgrads folgen wird. 

Karin Oellers­Frahm • 

Neue Impulse hat unlängst die Handels­ und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen ( UNCTAD) 
erhalten, deren Ende fast schon besiegelt schien ( vgl. Konrad Melchers, Totgesagte leben länger. Nach 
UNCTAD IX: eine gestraffte Organisation mit Zukunft, VN 4/1996 S. 147ff.). Die neunte Konferenz die­

ses Spezialorgans der UN­Generalversammlung fand vom 27. April bis zum 11. Mai dieses Jahres im 
südafrikanischen Mklrand statt. Nelson Mandela, der Präsident des Gastlandes, sprach am Eröffnungs­

tag zu den Delegierten (links im Bild: UN­Generalsekretär Boutros Boutros­Ghali und UNCTAD­Gene­

ralsekretär Rubens Ricupero). 
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